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Drucksache 2331 


Antrag 

der Abgeordneten Frau Blohm, Horn, Frau Dr. Steinbiß und 

Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Ausübung des Berufs der medizinisch-technischen Assistentin 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Gesetz über die Ausübung des Berufs der 
medizinisch-technischen Assistentin vom 21. Dezem- 
ber 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 18 erhält folgenden neuen Absatz 1: 

„(1) Personen, die am 1. Januar 1959 die in 
§ 11 Abs. 1 Nr. 5 bezeichneten Tätigkeiten unter 
ständiger Aufsicht und ausschließlicher Verant- 
wortung eines Arztes oder Tierarztes ausgeübt 


haben und seitdem ohne Unterbrechung aus- 
üben, können diese Tätigkeit im bisherigen Um- 
fang weiter ausüben." 

' 2. Der bisherige Wortlaut des § 18 wird Absatz 2. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
: des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
i 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
| düng in Kraft. 


Bonn, den 16. Dezember 1960 


Frau Blohm 
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Begründung 


Nach § 11 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 21 
Abs. 2 des Gesetzes über die Ausübung des Berufs 
der medizinisch-technischen Assistentin vom 21. De- 
zember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981) sind ab 1. Ja- 
nuar 1962 zu Arbeiten auf dem Gebiet der Mikro- 
biologie einschließlich der Serologie nur noch Per- 
sonen zugelassen, die eine Erlaubnis nach § 1 des 
Gesetzes besitzen. Nach Verkündung des Gesetzes 
stellte sich im Gegensatz zu früheren Annahmen 
heraus, daß es in Medizinaluntersuchungsämtern 


und anderen Untersuchungsanstalten etwa hundert 
bis zweihundert Personen gibt, die von dieser Vor- 
schrift betroffen sind. Dabei handelt es sich um an- 
gelernte Fachkräfte, die zum Teil schon länger als 
zehn Jahre diese Tätigkeit ausüben. Es wäre eine 
i unbillige Härte, diesen Personen die Erlangung der 
j Erlaubnis nach § 1 des Gesetzes oder einen Berufs- 
! Wechsel zuzumuten. Der vorliegende Gesetzentwurf 
| ermöglicht diesem Personenkreis, die bisherige Tä- 
1 tigkeit weiterhin auszuüben. 
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